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= (co. 243.) Allerhoöchſte Kabinetsorder vom Agſten 1 * Seren bie 


1 S des Kriegsminiſterii. 


Al d, Ihren Vortrag ne 1 5 55 das Reiegeminiertum aus folgen | 


ae fünf Departements beſtehen ſoll, 
dem erſten Departement, 
ae die Geschäft des 3 Kriegsdepattements 23 = 
den zweiten Departement, 


fr: ee ae eng auch die Beſchaͤftigung der Offiziere des 
\ EEE und der Adjudantur geleitet werden follen; 


dem dritten Departement, en ; 
wache die Geſchäfte der erſten Diviſion des Kriegsdepartements en 
dem vierten Departement, 
oder dem Militair⸗ „Oekonomie⸗ „Departement; g 
dem fünften‘ Departe ment, 
in dem die Geſchaͤfte des Kriegs⸗ „Kommiſſariats unter der jedesmaligen Di 


rektion des General: Kriege- Kommiffairs bearbeitet werden. 


D Kriegsminiſter ſteht einem jeden dieſer Departements als Chef 
vor, und unter ihm leitet ein Direktor, bei eigener Verantwortlichkeit, die ſpe⸗ 


— ee 5 N 
t, und in dem die noͤthigen Entioänpe 


ziellen Geſchaͤfte des Departements. Saͤmmtliche Direktoren ede unter 


Ihrem Borſitz, das Kriegsminiſterium bilden. 


Saffian 1% Vorn | Wegen 
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(Ausgegeben zu Berlin den 18ten September 1814.) 


Ka 


Wegen des Gehalts der Dlrektoren beſtimme Ich, daß dieſelben, außer 
dem Gehalte ihrer Charge, eine Zulage von 1200 Thlr. beziehen ſollen. 
Zum Direktor des erſten Departements ernenne Ich den Oberſten von 
Schoͤler; zum Direktor des zweiten Departements den Generalmajor von 
3 Grollmann; zum Direktor des vierten Departements den Oberſten Kohn 
5 s von Jasky. — Br 


| . eee, ? ig 3 1 Gui ; 
ET Berlin, den 28ſten Auguſt 1814. a : 
22 he (oe nr Bam. i ich il ; | 
5 eee. le ee An e Ya EEE, er 25 N ER i 5 
eee, ke ae, den Kriegsminiſter Generalmajor von Boy en. 

ae , eee, TEL EEE en 


In 


244.) Allerhöchſte Kabinetsorber vom Zten September 1874. in Beziehung auf 


ee. eee 


. 
1 — (No. 


Geſeg aber die Verpflichtung zum 


ee 


% . Arial In Hinſicht derjenigen jungen Leute, welche den gegenwärtigen Krieg als 
ee Kl, 134 ee Freiwillige mitgemacht und bereits auf ihr Anſuchen entlaſſen find „ beſtimme 
„ Gef , eee Ich, daß ſolche ohne Ruͤckſicht auf ihr Alter von dem Dienſte im ſtehenden 


bei, tabu, Heere entbunden find, da fie ihrer Verpflichtung bereits auf eine ehrenvolle 


5 Art genuget haben. Berlin, den Iten September 1814. 

ö 3 Friedrich Wilhelm. 
8 . den Staatskanzler Fuͤrſten von Hardenberg. 

s (o. 2450 


(No. 245.) Geſetz über die Verpflichtung zum Kriegsdienſte Vom Zten September .d, lee, Lee. ti. 
er 1814. 725 33 . FFF 

4 DR > 3 ö ER FE 1 FFP 
= N * Ser} 2 = 157% > 1 75 ie ; 5 re # ar 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von I. 
155 Preußen aa. 5 5 „„ 


Die allgemeine Anſtrengung Unſers treuen Volkes ohne Ausnahme und "7 „ 
unterſchied, hat in dem fo eben glücklich beendeten Kriege, die Befreiung de , 
Vaterlandes bewirkt; und nur auf ſolchem Wege iſt die Behauptung dieſer — eee lee, 
Freiheit und der ehrenvolle Standpunkt, den ſich Preußen erwarb, fortwäß ern e, ,, 
rend zu ſichern. „ 2 2 nn 2 1 8 e, 
Die Einrichtungen alſo, die dieſen gluͤcklichen Erfolg hervorgebracht, und. e 0a. age 
deren Beibehaltung vor der ganzen Nation gewuͤnſcht wird, ſollen die Grund neee 
geſetze der Kriegsverfaſſung des Staats bilden und als Grundlage für alle 8 
Kriegseinrichtungen dienen, denn in einer geſetzmaͤßig geordneten Bewaffnung 
der Nation, liegt die ſicherſte Buͤrgſchaft für einen dauernden Frieden. Die 
bisher, uͤber die Ergänzung der Armee beſtandenen, alteren Geſetze werden 
daher hiemit aufgehoben und dagegen feſtgeſetzt: 55 


8 3 


=, 


N N 3 I. ; 
Jeder Eingeborne, ſobald er das 20ſte Jahr vollendet hat, iſt zur Ver⸗ 
theidigung des Vaterlandes verpflichtet. Um dieſe allgemeine Verpflichtung 
indeß, beſonders im Frieden, auf eine ſolche Art auszufuͤhren, daß dadurch 
die Fortſchritte der Wiſſenſchaften und Gewerbe micht geftört werden, ſo ſollen 
in Hinſicht der Dienſtleiſtung und Dienſtzeit folgende Abſtufungen ſtatt 
finden. „ . 5 8 Ar 
5 x = Re Er 8 DER = 
Diͤe bewaffnete Macht foll beſtehen, 
a) aus dem ſtehenden Heere, 
b) der Landwehr des erſten Aufgebots, 
9) der Landwehr des zweiten Aufgebots, 
dd) aus dem Landſturm. 8 — 


Die Staͤrke des ſtehenden Heeres und der Landwehr wird nach den je— 
desmaligen Staatsverhaͤltniſſen beſtimmt. ii 
ir ee» 
Die ſtehende Armee iſt beftändig bereit ins Feld zu ruͤcken, ſie iſt die 
Haupt⸗Bildungsſchule der ganzen Nation für den Krieg, und umfaßt alle er 
wiffenfchaftliche Abtheilungen des Heeres. 25 a 
\ P 2 „ de 


IDEE , ZI Der 


. i 8 = 
— 80 — 8 2 
e 5 
K. 


En Kerr 


r > x ie: ae = 70 sah, > 52 u . 
Die ſtehende Armee beſteht 


1) aus denjenigen, die ſich mit Räckſicht auf weitere Beförderung, zum 


Dienſt melden, und den in dieſer Hinſicht vorgeſchriebenen Prüf ungen 
mir cberfen; . ae F 
2) aus den Freiwilligen, die ſich dem Kriegsdienſt widmen wollen, 

keine Prüfung beſtehen konnen; und s ER 

3) aus einem Theil der jungen Mannſchaft der Nation vom 2often bis 
zum 25ſten Jahre. Best 22 


aber 


7 


85 ,,,, BETZ EN NER TER, ar 2 r 2 
5 NETTE Die drei erſten Jahre befindet fich die Mannſchaft des ſtehenden Heeres 
E durchgaͤngig bei ihren Fahnen, die beiden letzten Jahre wird ſie in ihre Hei⸗ 


2b. ne, 306 ae math entlaſſen, und dient im Fall eines entſtehenden Krieges zum Erſatz des 
2 Br Sec, 0. ane, 1822 5 5 85 i ö j 1 


2 FFC 


ſtehenden Heeres. = 
3G 5553 15 „„ 
„Junge Leute aus den gebildeten Standen, die ſich ſelbſt kleiden und 
bewaffnen konnen, ſollen die Erlaubniß bekommen, ſich in die Zäger- und 
Schüͤtzenkorps aufnehmen zu laſſen. Nach einer ‚einjährigen Dienſtzeit koͤnnen 


2 


ſie zur Fortſetzung ihres Berufs, auf ihr Verlangen, beurlaubt werden. Nach 
den abgelaufenen drei Dienftjahren treten fie in die Landwehr des erften Auf⸗ 
gebots, wo fie, nach Maaßgabe ihrer Fahigkeiten und Verhaͤltniſſe, die erſten 


Anſpruͤche auf die Offtzierſtellen haben follen, 


= 8 3 . = a: = =: 
en Aufgebots iſt bei entſtehendem Kriege zur Un⸗ 
es beſtimmt, ſie dient gleich n 


dem 
terſtuͤtzung des ſtehenden dieſem, im Kriege, 
im Inn⸗ und Auslande; im Frieden iſt fie dagegen, die zur Bildung und 
Uebung noͤthige Zeit ausgenommen, in ihre Heimath entfäffen. ee 
Sie wird ausgewählt: et a i 
a) aus allen jungen Männern vom 20ſten bis Esten Jahre, die nicht in 
der ſtehenden Armee dienen, 5 2 ee 


b) aus denjenigen, die in den Jaͤger⸗ und Schützen⸗Bataillons ausgebil⸗ = | 


det worden, W f 
°) and der Mannſchaft von dem 26ſten bis zuruͤckgelegtem 32 ſten Jahre. 
Die Uebungen der Landwehr des erſten Aufgebots find zwiefach: 
a) zu gewiſſen Tagen in kleinen Abtheilungen in der Heimath, Er 
b) einmal des Jahres, in groͤßeren Abtheilungen in Verbindung mit Thei⸗ 
len des ſtehenden Heeres, welche zu dieſem Zweck auf den Sammelplatz 
der Landwehr rigen, 1 5 * * 
. 9. Um 


— . — . 
= 9. z 

; ne Aim Alen Trperliche und wiſſenſchaſtliche Ausbildung ſo we⸗ 

nig als möglich zu ſtoͤren, iſt das vollendete 20ſte Jahr zum Anfang des 

Kriegsdienſtes feſtgeſtellt, es bleibt aber jedem jungen Manne uberlaſſen, nach 


vollendetem 17ten Jahre, wenn er die noͤthige körperliche Staͤrke hat, ſich 


= zum Kriegsdienſte zu melden, wodurch er dann um eben fo viel Jahre HD. . 


an aus den vezſchie e Verpflichtungen paanuaseik, 
10,88 
Die Landwehr des zweiten Aufgebots iſt im Kriege eder beten 
die Garniſonen oder Garniſon⸗ Bataillone durch einzelne Theile zu verſtaͤrken 
oder ſie wird nach dem augenblicklichen Beduͤrfniß auch im Ganzen zu Be⸗ 
ſatzungen und Verſtaͤrkungen des Heeres gebraucht. Sie wird aus allen Maͤn⸗ 
nern, die ſowohl aus der ſtehenden Armee, als aus der Landwehr des erſten 
Aufgebots heraustreten und aus den e bis zum zurückgelegten 
8 Zoſten Jahre e ee a 
„„ 
| Da e Landwehr des zweiten Aufgebots größtenteils aus gedienten 
Maͤnnern beſteht, ſo wird ſie in Friedenszeiten nur in kleinen Abtheilungen und 
an einzelnen Tagen jederzeit in ihrer Heimath verſammelt. Wenn an den 
Uebungen der Landwehr des zweiten Aufgebots Juͤnglinge vom I7ten bis 
2often Jahre Theil nehmen wollen, ſo ſoll ihnen dies geſtattet werden, ohne 
n De dadurch in die Landwehr vor dem erreichten en Jahre eintreten. 
12. 
€ Diejenigen Leute, welche in der Landwehr dienen, koͤnnen, wenn ihre 
Agerlech Verhältniffe es erfordern, nach vorhergegangener Anzeige an ihre 
Vorgeſetzte, ungehindert ihren Wohnort verändern, und treten alsdann in 
die 5 des Ortes 7 wo ſie ihren Aufenthalt ee i i 
13. 

Der Landſturm tritt nur in dem Augenblick, wenn ein feindlicher An⸗ 
fal Er Provinzen tberzieht, auf Meinen Befehl zuſammen; im Frieden iſt 
es einer beſondern Beſtimmung unterworfen, wie er von der Regierung zur 
Unterſtützung der Öffentlichen Ordnung in einzelnen Fällen gebraucht werden 
kann; er beſteht aus allen Maͤnnern 

a) bis zum 50ſten Jahre, die nicht in die ſtehenden Heere und die Land⸗ 
wehr eingetheilt ſind, f 
b) aus allen Männern, die aus der Landwehr herausgetreten find. 
c) aus allen gen Juͤnglingen vom Iten Jahre an, 
14. 
Der Lan theilt ſich ein: f 
a) in die Buͤrger⸗Compagnien in den großen Staͤdten, 5 
5 b) in 


— 82 — Sr x Ge 
b) in bie Land⸗ e welche, ie Maaßgabe = innern Kreis: 


eintheilung, in den mittlern ; kleinen Staͤdten, und auf dem platten 
Lande gebildet werden. ; 


15. 8 
Im Frieden beſtimmen als Regel, die in den i Geſetzen angege⸗ : 
benen Jahre den Ein⸗ und Austritt in die verſchiedenen Heeres⸗Abtheilun⸗ 
gen, im Kriege hingegen, begründet ſich dies durch das Beduͤrfniß, und alle 
zum Dienſte aufgerufene Abtheilungen werden von den Zurückgebliebenen und 
Herangewachſenen nach Verhaͤltniß des Abgangs n 
16. 


Diejenigen, welche freiwillig in das ſtehende Heer en erhalten da⸗ 


dahingegen die, welche von den dazu verordneten Behoͤrden zum nt 
aufgerufen fi find, durch das 5 vertheilt werden. 


Wer in dem ſtehenden Heere er dem Ablauf ſeiner dreijaͤhrigen Dienſt⸗ 
Zeit laͤnger fortdienen will, verpflichtet ſich dazu auf 6 Jahre und bekommt 
dafür eine aͤußere⸗ Auszeichnung, bei einer zweiten Verlängerung ſeiner Dienſt⸗ 
zeit bekommt er eine Soldzulage und den Anſpruch auf eine Verſorgung, 
wenn er zum weitern Dienſt unfaͤhig geworden. 
18. 

Diejenigen, die nach der geſetzlich zuruͤckgelegten Dienſtzeit im Iſten 
oder 2ten Aufgebot der Landwehr aus eigenem Antriebe länger fortdienen wol⸗ 
len, erhalten ebenfalls ein ßere Aus ze nung und die Anſpruͤche auf en 
— Faͤhigkeiten angemeſſenen, Befürderungen in ihren Regimentern. 


5 | 19. 
9 En um dieſe verſchiedenen Eintheilungen der waffenpflichtigen Mannfehaft 
— mit Ordnung und Gerechtigkeit zu leiten, ſoll in einem jeden Kreiſe eine Be⸗ 


SE e , , Hörde gebildet werden, die aus einem Offizier, dem ee und er 
| 8 . 2 
ö = e uUund ſtaͤdtiſchen Gutsbeſitzern beſteht. 


e ee. bee een, wen, g, Berlin, den Zten September 1814. 

I MR Perser pr 4 5 5 

5 . IE Tr ee, ie : Friedrich Wilhelm. N 
— ae 8. v. Hardenberg. Kircheſen. Buͤlow. Schuckmann. Wittgenſtein. Boyen, 
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(No. 246.) 


für die Beguͤnſtigung, ſich die Waffengattung und das Regiment zu waͤhlen; : 
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(No. 246.) Edikt die Treſor⸗ und Thalerſcheine betreffend. Vom 7 een 
a 5 ber 1814. s 1 5 vten St 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König, von 
Preußen ꝛc. dc. 5 ee 


Anſer Edikt vom Toten Januar 1813. und Unfere fernerweite Verordnung 
vom sten März 1813, die Treſor⸗ und Thalerſcheine betreffend, find in 
ihren weſentlichſten Punkten, wonach der vorhandene Kaſſenbeſtand an dieſen 
Scheinen, zur Bezahlung der Natural⸗Lieferungen fuͤr die Truppenverpfle⸗ 
gung verwendet, und dagegen zur Realiſation dieſes in Umlauf gebrachten 
Papiers, eine neue Vermoͤgensſteuer zu 12 Prozent, und eine zweite Einkom⸗ 
mens ſteuer ausgeſchrieben werden ſollte, bei den damaligen Kriegsereigniſſen 
nicht zur Ausfuͤhrung gekommen, und Wir haben durch Unſer Allerhoͤchſtes 
Edikt, d. d. Paris, den Iten Juni dieſes Jahres fuͤr die Verguͤtung der 
Kriegslieferungen auf andere Art geſorgt. Da Wir aber fortwaͤhrend die 
Abſicht haben, dieſes Papiergeld zu vermindern, und daſſelbe nach und nach 
ganz aus der Zirkulation zu ziehen; ſo verordnen Wir hierdurch Fol⸗ 
gendes: N 
Die durch Unſere Edikte vom loten Januar und sten März 1813. 
auferlegte zweite Vermoͤgens⸗ und Einkommensſteuer, wollen Wir Un⸗ 
fern Unterthanen nicht abfordern, und hierdurch erlaffen. Dagegen ſollen 
die beiden letzten Termine der erſten Vermögensſteuer aus dem Edikte vom 
After Mai 1812., welche Wir, fo wie Alles, was auf den erſten Termin 
noch ruͤckſtaͤndig iſt, zur Verguͤtung der Kriegeslieferungen in der Periode von 
1806. bis 1813. durch Unſere oben gedachte Verordnung vom Zten Juni 
dieſes Jahres beſtimmt und angewieſen haben, als Kriegsſteuer betrachtet 
und gegen den Erlaß der obenbenannten Steuer die Ans fertigung von Obli⸗ 
gationen auf Unſere Domainen nicht erfolgen, wodurch neue Staats papiere 
zu einem anſehnlichen Betrage geſchaffen werden wuͤrden, die auf den Cours 
der ſchon vorhandenen nachtheilig wirken koͤnnten. 725 ; 
2 \ K. II. a 
Zaur Realiſation der in Umlauf befindlichen Treſor⸗ und Thalerſcheine, 
weiſen Wir den Inhabern derſelben folgende Mittel nach. f 
Sie konnen und ſollen namlich nach dem Nennwerthe an Unſere 
Kaſſen in Zahlung gegeben werden: a 
1) bei dem Verkaufe der Domainen, in ſofern ſolche fuͤr baar Geld 
ausgeboten werden, nach den Beſtimmungen Unſerer Verordnung vom 
N = Sten 


um. Merz b des vorigen Jahres wegen Beriufeung der ene, 
nach der Wahl des Kaͤufers; 


2) bei der Grund ⸗ und Gewerbeſteuer ſowohl in den Yon 1 58 5 
der Elbe, als in den Provinzen der beiden Gouvernements zwiſchen 
der Elbe und Weſer, und zwiſchen der Weſer und dem Rhein, mit 
Einem Drittel des Steuerbetrages, und zwar bei der Grundſteuer in 
Beträgen von und uͤber 24 Thaler, und bei der Gewerbeſteuer in Be⸗ 
tragen von und über 9 Thaler; fuͤr die in vollen Thalern ausgehen⸗ 
den Summen, mit der Verpflichtung, jenen Theil in Treſorſcheinen zu 
entrichten; bei Betraͤgen unter 24 und 9 Thaler aber, nach der Wahl 
der Steuerſchuldigen, wobei wegen der ng Nees Einen 2 Du, 
tels folgende Beſtimmungen gelten: 


in Betreff der Gewerbeſteuer wird der halbfährige Stenner des 
N Verpflichteten zum Grunde gelegt; N 


in Betreff der Grundſteuer wird der ganz jährlich Steuerbetrag und ̃ 
nicht die jedesmalige Kontributions⸗Rate des einzelnen Kontribuen⸗ 
ten zur Berechnung des Einen Drittels angenommen. a 


Wenn 1 6h ganze Kommunen ihre Grundſteuer nach bisherigem Gebrauch 4 
im Ganzen abfuͤhren dürfen, ſo iſt nach dem ganz jährlichen Betrage der 
. Kommune, das eine Drittel zu berechnen; 


1 


Se bei der Berfonenfteuer in de nzen rechts der & 

einzelnen Komm \ Entrichtungs 

= Blelrage, ar u in ſofern dieſer in vollen 9855 ausgehet 751 

nn 5 in vollen Thalern ausgehenden eure mit der Wp 
ſcheine zu entrichten; 5 


Elbe in dem, v von en 

ermin,. Ba een 
‚für den 
ref 


40 bei Berichtigung aller Beine aus zen Peuede bis ‚Ende W 
Bi Jahres, 


an Grundſteuern und an Gezerbeeüen 


in Unſern ſaͤmmtlichen Provinzen ohne Unterſchied, in 155 we Be⸗ = 
trage und zwar nach der Wahl des Bezahlers; 5 


805 bei Berichtigung der Mückſtande an Perſonenſteuer, aus derſelben Pe 
riode, in den Provinzen rechts der Elbe, in dem, von den einzelnen 
Kommunen zu zahlenden Betrage, nach der Wahl des Einzahlers. 


60 bei Abtragung ſaͤmmtlicher ruckſtaͤndiger Erb⸗ und Zeitpächte, aus 5 
Vibes Periode, in den Provinzen dieſſeits der Elbe, jedoeh nur zum dritten 
El 


Er 


Theile des gefammtin- Rückſtandes des Zahlungs: Verpflichteten, nach 
ſeiner Wahl; 
70 bei Abtragung ſaͤmmtlicher rückſtaͤndiger Erb: und Zeitpaͤchte, aus der⸗ 
ſelben Periode, in den Provinzen der Gouvernements zu Halberſtadt und 
Muͤnſter, und zwar nach dem vollen Betrage des geſammten Ruͤckſtan⸗ 
des des Reſtanten, nach der Wahl deſſelben. 
g Wir ſetzen jedoch hierbei ausdruͤcklich feſt: daß die Befugniſſe, welche 
den ad 4 bis 7. benannten Reſtanten hiernach zuſtehen, auf kuͤnftige 
Reſte von Abgaben und Zeitpächten nicht anwendbar ſeyn, ſondern dieſe 
nach den ad I., 2 und 3. gegebenen Beſtimmungen, wie die kurrenten 
Steuern und i nn werden 1 f N 
Um die Zahlung der Theile, welche in Treſorſcheinen entrichtet 
werden muͤſſen, zu erleichtern, ſollen vorerſt und bis ſich die vorhande⸗ 
nen Treſor⸗ und Thalerſcheine uͤber den ganzen Umfang der Monarchie mehr 
5 vertheilt haben, bei den Erhebungsſtellen, Depots von Treſor⸗ und Thaler⸗ 
ſcheinen angelegt werden, aus welchen ein Jeder, vorzugsweiſe aber die 
Kontribuenten, Dergleichen gegen Berichtigung deren e de 
koͤnne. 2 
: Unſern Finanzminister aber autoriſiren Wir, zu ſeiner Zeit, und wenn e 
die im folgenden $. angeordnete Vernichtung der Treſor⸗ und Thalerſcheine, 
deren Maſſe bis auf die Summe vermindert haben wird, daß die Verpflich⸗ 
tung, einen Theil in jenen Scheinen zu zahlen, mit dem zirkulirenden Be⸗ 
trage nicht mehr vereinbar iſt, Unſere Beſtimmungen wegen dieſes Pflicht⸗ 
theils, nach Maaßgabe der Umſtaͤnde einzuholen, um die Verpflichtung, theil- 
weiſe Treſorſcheine zu nn = modiftziren, und 5 ie nach ganz 
h = 8 
SEEN F. W. 5 5 i 2 
Im Allgemeinen gilt dieſe Zahlung in Ahlers und ß enen 
nur auf die in Silber einzulöſenden Summen. Wenn daher dieſe Päch- 


te, Kaufgelder oder Steuern zum Theil in Golde zu entrichten ſind, ſo 


wird die Gold⸗Quote von dem einzuzahlenden Betrage vorweg in Abzug ge⸗ 


8 bracht, und nur von dem Ueberreſte wird diejenige Summe berechnet, welche 


in Thaler⸗ und Treſorſcheinen angenommen werden kann. 


Insbeſondere aber beſtimmen Wir noch ferner, in Betreff bir Reale: 
ſationsmittel ad ö und 7., daß die reſp. ganz und theilweiſe verſtattete Ab⸗ 
tragung der ruͤckſtaͤndigen Zeitpaͤchte in Treſor⸗ und Thalerſcheinen, nicht 
mit auf die, von den Domainenbeamten abzuführenden, noch eee baa⸗ 

ren Gefälle erſtreckt werden ſoll. 8 5 N 8 
Jahrgang 1814. 5 2 x §. V. 


1 


25 
7 
FL 


— 


— 86 . 
Um die Treſor- und Thalerſcheine nach und nach aus dem Umlauf 


zu bringen, ſoll 


) aus den jetzt vorhandenen Kaffe 


en j nbeftänden und aus dem Eingange an 
Steuer⸗ und Pachtruͤckſtaͤnden, die Summe von a. 
Einer Million fünfmal hunderttauſend Thalern, i 
und zwar mit 500,000 Thlr. gleich bei dem Erſcheinen dieſer Unſerer 
Verordnung, mit 500,000 Thlr. gegen Ende des Monats Septem- 
ber, und mit 500,000 Thlr. gegen Ende des Monats Dezember d. J. 
vernichtet werden. Ferner foll. 5 8 N 
2) von den, durch die, im F. 2. ad 2. bis incl. 7. nachgewieſenen 


b Realiſationsmittel, eingehenden Treſor⸗ und Thalerſcheinen vom Jahre 


1815. incl, an, alljährlich die Hälfte der ganzen eingekommenen Sum: 
me, und zwar von dem Eingange aus den Monaten. Januar, Februar 
en u ee e 

im Monat April deſſelben Jahres; | 
von dem Eingange aus den Monaten April, Mai und Juni 
im Monat Juli deſſelben Jahres; ä 
onaten Juli, Auguſt und September 
ä g 


von dem Eingange aus den Monaten Oktober, November und De⸗ 
zember — s RER 


5 im Monat Januar des folgenden Jahres 
gleichfalls vernichtet werden. 3 


Wenn indeß die Hälfte des geſammten jährlichen Einganges die 
Summe von achtmal hunderttauſend Thalern nicht erreichen ſollte; fo 
oll auf jeden Fall dieſe als Minimum zur Vernichtung beſtimmt, und 
ſie ſoll entweder aus Unſern Kaſſen⸗Beſtaͤnden entnommen, oder durch 
Aufkauf zuſammengebracht werden. 5 
Die Vernichtung ſoll von der, durch Unſere Verordnung vom sten 


März 1813., und durch Unſere Kabinetsordre vom 13ten Maͤrz d. J. 


ernannten Kommiſſion zur Vernichtung der, bei dem Domainenverkauf 


eingehenden, Staatspapiere erfolgen, und dieſe ſoll die geſchehene Ver⸗ 
nichtung durch die offentlichen Blätter bekannt machen. 2 
3 En F. VI. 


ee 
re „„ 
So lange als hiernach noch Treſor⸗ und Thalerſcheine im Umlauf 
find, koͤnnen ſolche, außer den oben beſtimmten Faͤllen, wo fie in Unſere 
Kaſſen gezahlt werden muͤſſen, nur nach freier Uebereinkunft zwiſchen Geber 


und Empfaͤnger in Zahlung gereicht werden. 
8 Ne VII. 8 i 1 5 > 55 
Wegen der geſtempelten Treſorſcheine verbleibt es übrigens: uberall 


bei den ergangenen beſondern Beſtimmungen. 


Gegeben Berlin, den ten September 1814. 2 


Friedrich Wilhelm. 
C. F. v. Hardenberg. Bülow. 


(No. 247.) Bekanntmachung vom roten September 1874.) bie Jmmediat⸗Geſuche be⸗ 


Sie Majeſtaͤt der König haben durch die Verordnungen vom I7ten März 

1798., 2 1ſten May 1799. 29ffen Juny 1801., 29ſten Februar 1808., und 

Aten Februar 1810. wiederholt und ausdruͤcklich befohlen, daß ein Jeder feine 

Geſuche und Antraͤge an die Behoͤrden richten ſolle, zu deren Verwaltung der 
Gegenſtand zunaͤchſt gehoͤrt. Beſchwerden uͤber dieſe untern Behoͤrden müffen 

in Juſtiz⸗Sachen bei den Ober⸗Landes⸗Gerichten, in andern Sachen bei den Re⸗ 

gierungen, und Beſchwerden uͤber dieſe Provinzial: Behörden bei dem betreffen⸗ 

den Miniſterium angebracht werden. Die Allerhoͤchſte Cabinetsordre vom Zten 

Juny d. I,, durch welche die Miniſterien der auswaͤrtigen Angelegenheiten, der 

Juſtiz, des Innern, der Finanzen, der Polizei und des Krieges angeordnet und 

beſetzt worden, beſtimmt und unterſcheidet die Gegenſtaͤnde, die zu den einzelnen 

Miniſterien gehoͤren, oder mir unmittelbar vorbehalten bleiben. Nur demjeni⸗ 

gen, der von den Miniſterien zuruckgewieſen und dennoch von der Unzulaͤſſigkeit 

feines Geſuchs nicht uͤberzeugt iſt, ſteht endlich der Weg zum Thron unmittelbar 
oder mittelſt meiner Einwirkung offen. Die von den Behoͤrden erhaltenen Be⸗ 
ſcheide muͤſſen aber vorſchriftsmaͤßig beigelegt werden. N 
“ ER Jenen 
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Jenen in Wersibrungeh zuwider, geht fortwährend, theils bei. Seiner Maje⸗ 
ftat unmittelbar, theils bei mir, eine große Menge von Bittſchriften, Vorſtellun⸗ 
gen und Gesuchen ein, die zur Beurthellung und Entſcheidung der Miniſterien, 
in vielen Faͤllen ſogar vor die nachgeordneten Behoͤrden ausſchließend geeignet 
find. Hiercurch entſteht nicht nur eine höchſt laͤſtige Geſchaͤfts⸗Vermehrung, 
ſondern auch fuͤr die Intereſſenten ſelbſt ein nachtheiliger Zeitverluſt. Beides 
wird in erhoͤhtem Maaße eintreten, wenn es waͤhrend der Abweſenheit Seiner 
Majeſtaͤt des Koͤnigs in Wien nel; le 5 a. im Be⸗ 
griff bin. 


2 


Ich bringe daher die vorhin angeführten 5 i vom 
IAten Februar 1810., in Erinnerung, indem ich Jedermann aufs neue auffor⸗ 
dere und anweiſe, ſich nach ſolchen zu achten, ſeine Geſuche nach Beſchaffenheit 
der Gegenſtaͤnde an die Behoͤrden und an die verſchiedenen Miniſterien zu richten, 
und ſich an Seine Majeſtaͤt Hoͤchſtunmittelbar oder an mich nur in den Faͤllen zu 
wenden, in denen die geſetzlichen Vorſchriften es geſtatten. Wer dieſes nicht 
beobachtet, hat es ſich ſelbſt beizumeſſen, wenn auf ordnungswidrig eingehende 

Vorſtellungen, Geſuche und Schreiben keine Antwort erfolgt, und wenn bei wie⸗ 
derholten unfoͤrmlichen und unbegruͤndeten Gefuchen die Strafen in Anwendung d 
kommen, welche die Verordnung vom I4fen Februar 1810. feſtgeſetzt hat. 


Berlin; den Toten September 1814. 


Fe ee ER 
a von Hardenberg. = 


